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Der Direktor des Kaiserlichen Gesundheitsamtes 

Berlin, den 17. September 1892 

Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich im Anschluß an mein Schreiben vom 4. 

September d. J. J. Nr. 4440 hierneben eine Zusammenstellung derjenigen 

Gesichtspunkte zu übersenden, welche ich beabsichtige den Berathungen der am 

26. d. Mts. im Kaiserlichen Gesundheitsamte zusammentretenden 

Sachverständigen-Kommission in der angegebenen Reihenfolge zu Grunde zu 

legen. 

Köhler 

An 

das außerordentliche Mitglied des Kaiserlichen Gesundheitsamtes, Königl. 

Geheimen Medizinal-Rath und Direktor des Instituts für Infektions-Krankheiten Herrn 

Professor Dr. Robert Koch 

Hochwohlgeboren 

hier. 

KGA Nr. 4440 II 

 

Gesichtspunkte für die Berathungen der am 26. September 1892 im Kaiserlichen 

Gesundheitsamte zusammentretenden Sachverständigen-Kommission 

Es erscheint nothwendig, im gesamten Gebiete des Deutschen Reiches gegen 

gewisse übertragbare und gemeingefährliche Krankheiten des Menschen nach 

einheitlichen Grundsätzen vorzugehen. In der Kommission sollen diese Grundsätze 

erwogen und nach dem heutigen Stande der Wissenschaft und Praxis so festgestellt 

werden, daß die Reichsverwaltung aus den Berathungen der Kommission das 

Material zum Entwurf eines Reichs-Seuchengesetzes und dessen 

Ausführungsbestimmungen entnehmen kann. 

Es wird beabsichtigt: 

a. im Gesetze die leitenden, auf alle in Betracht kommenden Krankheiten 

anwendbaren Grundsätze zu ordnen und für einzelne Krankheiten diejenigen 

Schutzmaßregeln zu bestimmen, welche von so einschneidender Wirkung sind, daß 

eine gesetzliche Ermächtigung erforderlich scheint, 

b. in den Ausführungsbestimmungen alle weiteren, zur Abwehr und Unterdrückung 

jeder einzelnen Krankheit nothwendigen Maßnahmen vorzuschreiben, soweit sie sich 

zur allgemeinen Regelung eignen. Den Berathungen der Kommission soll zunächst 

die Erörterung folgender Fragen zu Grunde gelegt werden: 

A. Bezeichnung der Krankheiten, auf welche das Gesetz sich beziehen soll 

I. Gegen welche Krankheiten ist der Erlaß einheitlich geregelter Vorschriften 

erforderlich? 



In Frage kommen: Cholera (asiatische),- Gelbfieber,- Beulenpest (orientalische),- 

Flecktyphus und Pocken, Rückfallfieber,- Darmtyphus,- Ruhr (sog. „bösartige“ 

Dysenterie),- Pocken,- Diphtherie,- Scharlach,- Masern,- Keuchhusten,- Influenza,- 

Genickstarre,- Kindbettfieber,- Tuberkulose,- Syphilis, Gonorrhoe,- Aussatz (Lepra),- 

die ansteckenden Augenkrankheiten,- die auf den Menschen übertragbaren 

Thierkrankheiten (Milzbrand, Rotz, Tollwuth, Trichinose); 

ferner eventuell: 

Malaria,- Brechdurchfall der Kinder,- Epidemisch auftretende Lungenentzündung,- 

Epidemische Parotitis (Mumps),- Rose und andere Wundkrankheiten, Krätze und 

andere durch Lebewesen verursachte (parasitäre) Hautkrankheiten,- die durch 

Eingeweidewürmer verursachten Krankheiten,- Krebs und krebsartigen 

Geschwülste,- Skorbut und verwandte Krankheitsformen,- Rötheln,- Schweißfriesel 

(suette miliaire),- Pellagra.? 

[handschriftliche Ergänzung am linken Rand: Vorbehalt in Betreff anderer durch 

Übertragbarkeit gefährlich werdender Kr.] 

B. Ermittelung der Krankheiten 

II. Auf welche der zu I ausgewählten Krankheiten soll sich die Pflicht zur Anzeige 

erstrecken: 

a. jeder Erkrankung und zwar 

    1. auch bei vereinzelten Fällen? 

    2. nur beim Auftreten mehrerer gleichartiger Fälle? 

b. jedes Todesfalls (abgesehen von der standesamtlichen Anzeige)? 

III. Für welche Krankheiten ist die Anzeigepflicht auch auf verdächtige 

Erkrankungsfälle auszudehnen? 

IV. Wem soll die Anzeigepflicht obliegen zu a? - zu b? 

In Frage kommen: 

Haushaltungsvorstand, Arzt, Hebamme, Heilgehilfe (Bader), Leichenschauer, jede 

gewerbsmäßige mit der Behandlung Kranker beschäftigte Person, Gastwirth, bezw. 

Inhaber von Unterkunftsräumen für den Fremdenverkehr. 

V. Unter welchen Verhältnissen und durch wen hat eine amtliche Feststellung 

hinsichtlich der ergangenen Anzeige stattzufinden? 

a. nur bei den ersten Fällen an einem Orte? 

b. bei jedem ersten Erkrankungsfalle in einem Hause? 

c. bei jedem Falle überhaupt? 

VI. Unter welchen Umständen soll der mit der Feststellung eines Krankheitsfalls 

amtlich beauftragte Arzt (beamtete Arzt oder dessen Stellvertreter) befugt sein, 

alsbald Anordnungen gemäß Abschnitt D etc. zu treffen? 

VII. Wie ist Unterlassung der gesetzlich vorgeschriebenen Anzeige zu bestrafen, falls 

die Krankheit als anzeigepflichtige erkannt war? 

(s. a. G.) 



C. Abwehrmaßnahmen gegen das Ausland 

VIII. Welche Maßregeln sind gegen eine Seucheneinschleppung aus dem Auslande 

in Aussicht zu nehmen? 

Ist im Besonderen unter Umständen geboten 

1. Absperrung der Reichsgrenze 

    a. gegen allen Personenverkehr? 

    b. gegen allen Waarenverkehr? 

2. Beschränkung des Grenzverkehrs? 

    a. durch Einfuhrverbote und dergleichen (Welche Waaren kommen bei den 

        einzelnen Seuchen in Betracht?); 

    b. durch Quarantänevorschriften; 

    c. durch eine ärztliche Beaufsichtigung des Verkehrs, wobei der Arzt ermächtigt ist 

        α) krank befundene Personen am Ueberschreiten der Grenze zu hindern 

        β) krankheitsverdächtige Personen einer Beobachtung zu unterwerfen 

        γ) Gepäck bezw. Waaren desinficiren zu lassen. 

3. Verbot von Menschenansammlungen (Märkten pp.) in der Nähe der Grenze? 

D. Schutzmaßregeln im Inlande 

IX. Ist hinsichtlich der erkrankten Personen unter besonderen Umständen geboten: 

1. die öffentliche Bekanntmachung der Erkrankung unter Bezeichnung 

    a. des Orts, 

    b. des Hauses, 

    c. der Person des Erkrankten? 

2. die Kennzeichnung des Hauses, in dem ein Erkrankter sich befindet? 

3. die Beobachtung der kranken, ev. krankheitsverdächtigen Person? 

4. die Isolierung der kranken Person, 

    a. in der eigenen Wohnung 

    b. in einem ihr zugewiesenen Raume (Krankenhaus, Isolirbaracke etc.)? 

5. die Anwendung eines Heilverfahrens (nöthigenfalls zwangsweise)? 

6. die Desinfektion 

    a. der Person des Kranken 

    b. der Gebrauchsgegenstände des Kranken 

    c. der Wohnung des Kranken 

    d. der Arbeitsstätte des Kranken (Fahrzeug etc.) 

(vergl. hierzu Abschnitt E) 

X. Sind hinsichtlich der Umgebung des Kranken unter Umständen örtliche 

Abwehrmaßnahmen geboten, insbesondere: 

1. die Beobachtung 

    a. der Haushaltsgenossen? 

    b. der Arbeitsgenossen? 

    c. der Reisegenossen, Schiffer etc.? 

2. eine Verkehrsbeschränkung 

    a. für die Haushalts-, Arbeitsgenossen etc.? 



    b. für die Mitbewohner des Hauses? 

    c. für die Bewohner eines Ortstheils? 

3. die Räumung einer Wohnung oder eines Hauses? 

XI. Sind unter Umständen Abwehrmaßregeln gegen ganze Ortschaften des Inlandes 

geboten und zwar: 

1. Aufhebung des Personen- und Waarenverkehrs (Ausfuhrverbot)? 

2. Ärztliche Beaufsichtigung desselben (Ausfuhrbeschränkung)? 

XII. Sind unter Umständen - neben den Ausfuhrbeschränkungen oder an Stelle 

derselben - für die noch nicht von der Krankheit betroffenen Ortschaften 

Einfuhrverbote bezw. Einfuhrbeschränkungen statthaft oder geboten? 

XIII. Welche weiteren Maßnahmen zur Verhütung der Weiterverbreitung einer 

Krankheit kommen noch in Betracht? 

Sind insbesondere statthaft oder geboten: 

1. Beschränkungen in der Benutzung öffentlicher und privater Anlagen, wie Brunnen, 

    Wasserschöpfstellen, Aborte, Badeanstalten? 

[handschriftliche Ergänzung am linken Rand: Wasserleitungen] 

2. Besondere Vorschriften hinsichtlich der Beseitigung der Abfallstoffe, der Straßen- 

    reinigung, Desinfektion der Rinnsteine etc. 

[handschriftliche Ergänzung am linken Rand: Verunreinigung öffentl. Wasserläufe] 

3. Verbote von Menschenansammlungen, Märkten, öffentliche Luftbarkeiten? 

4. Beschränkungen hinsichtlich des Schulbesuchs, Religionsunterrichts, 

    Fortbildungsunterrichts? 

5. Beschränkungen im Verkehr mit Gegenständen, welche die Seuche verbreiten 

    können, insbesondere mit gewissen Nahrungs- oder Genußmitteln? 

ad 5. Welchen? 

6. Beschränkungen im Betriebe einzelner Gewerbe? 

[handschriftliche Ergänzung rechts daneben: Fuhrwesen] 

ad. 6. Welcher Gewerbe? (Schifffahrt pp.?) 

7. Beschränkungen hinsichtlich der Beerdigung und der Leichenbeförderung? 

    a. betr. Ausstellen der Leichen, 

    b. betr. beschleunigte Fortschaffung aus Wohnhäusern, 

    c. betr. besondere Umhüllung der Leichen, 

    d. Verbot der Beförderung einer Leiche von Ort zu Ort (außer an den 

        Bestattungsort) 

[handschriftliche Ergänzung am linken Rand: Überwachung der Einrichtung zur 

Waßerversorgung u. Beseitigung der Abfallstoffe] 

8. Vorschriften betreffend die Befugniß zur Obduktion bei Todesfällen nach ver-

dächtiger Krankheit? 



Zu B. bis D. XIV. Ist bei einer dem Gebiete mehrerer Bundesstaaten drohenden 

Seuchengefahr ein Eingreifen der Reichsgewalt, etwa die Entsendung eines mit 

Ausnahmebefugnissen versehenen Reichskommissars im Gesetze vorzusehen? 

(Im Allgemeinen wird vorausgesetzt, daß die Ausführung des Gesetzes nach 

Maßgabe der vom Bundesrathe dazu erlassenen Instruktion Sache der Landes-

behörden und deren Organe ist.) 

E. Desinfektionsverfahren 

XV. Welche Mittel kommen zur Ausführung der Desinfection in Betracht? 

1. von Personen, 

2. von Kleidern, Wäsche, Gebrauchsgegenständen 

3. von Wohnräumen, Arbeitsstätten, Fabriken 

4. von Eisenbahnwagen, anderen Transportmitteln, Schiffen 

5. von Aborten, Dungstätten? 

[handschriftliche Ergänzung rechts daneben: Rinnstein etc.] 

6. von Auswurfsstoffen (Ausscheidungen) der Kranken? 

[handschriftliche Ergänzung am linken Rand: Waaren? (bei Pestgefahr)] 

XVI. Ist eine Anweisung zum Desinfektionsverfahren von Reichs wegen zu geben? 

F. Entschädigungspflicht 

XVII. Ist aus öffentlichen Mitteln eine Entschädigung für aus Anlaß der Seuchen-

gefahr vernichtetes oder beschädigtes Privateigenthum zu gewähren? 

XVIII. Ist eine Entschädigung für den im öffentlichen gesundheitlichen Interesse 

gestörten Gewerbebetrieb pp. zu gewähren? 

XIX. Wie ist die Höhe der Ersatzpflicht zu ermitteln? 

XX. Sollen die zur Leistung der Entschädigung verpflichteten Körperschaften pp. im 

Gesetze bezeichnet werden?, oder 

XXI. Soll den Regierungen Vollmacht gegeben werden, durch Verwaltungsanord-

nung die Entschädigungspflicht den Gemeinden, Kreisen etc. aufzuerlegen? 

XXII. Soll der Anspruch auf Entschädigung fortfallen wenn 

    a. vorsätzliche oder 

    b. fahrlässige 

    Uebertretung der im Gesetze und in den Ausführungsbestimmungen erlassenen 

    Vorschriften seitens des Geschädigten vorliegt? 

G. Strafvorschriften 

XXIII. Welche Strafbestimmungen sind im Anschlusse an § 327 des Strafgesetz-

buchs in das Gesetz aufzunehmen? 



Soll insbesondere bestraft werden: 

1. wer wissentlich die rechtzeitige Anzeige einer Erkrankung (innerhalb der nächsten 

    24 Stunden) unterläßt? 

2. wer die von der zuständigen Behörde erlassenen Absperrungs- oder Aufsichts- 

    maßregeln oder Einfuhrverbote aus Fahrlässigkeit verletzt? 

3. wer sich den nach Maßgabe des Gesetzes erlassenen Anordnungen so wider- 

    setzt, daß dieselben nicht wirksam ausgeführt werden können? 

H. Ausnahmebestimmungen 

Sind für Personen des Soldatenstandes, insbesondere für die in militärischen 

Anstalten untergebrachten Angehörigen des aktiven Heeres und der Marine 

Ausnahmebestimmungen erforderlich und welche? 

 

Im weiteren Verlauf der Berathungen wird für jede (gemäß Entscheidung auf Frage I) 

im Gesetze zu nennende Krankheit nach den vorangeführten Gesichtspunkten 

festzustellen sein, welche besondere Vorschriften gegenüber der einzelnen 

Krankheit hinsichtlich 

    der Anzeigepflicht, 

    der Abwehrmaßnahmen gegen das Ausland, 

    der Schutzmaßregeln im Inlande, 

    der Desinfektion 

etc. etc. erforderlich sind. 
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